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« e,u « » pret » : Monatlich 8,85 « ® - einlchl. Zustellgebühr , — Obijclimmntn 19 « Pf . ; Sam »tag» 1» « pf. — » n,elg « « gebühr : U « Pf . fii lim Hbh« und ein Siebentel « reite, « riefe und Gelder frei, « et Meder ,
holimgen »ariskester « abatt , der als « nssenrabat» gilt und verweigert werden kau», wen» nicht binnen vier Wochen nach Empfang der « echnu», Zahlung erfolgt . Amtliche Anzeigen sind direkt an di» » eschLftsstelle der ftatt«-ruher Zeitung , Badischer Staat »anzeiger, « arl-Krtedrich-Strahe 1«, »« senden und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium de» Innern berechnet, « ei » lageechebung, zwangtweiier Beitreibung und « onlursverfahren füllt der« abatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe . — Im gälte von höherer Gewalt , Streck, Sperre , Autsperrnng , Maschinenbruch, BetriebSstürung im eigene» Betrieb oder in denen unserer Lieferanten, hat der Inserent kein« Ansprüche ,fall» die Zeitung verspätet, in beschrünklem Umfange oder nicht erscheint. — Für telephonische Abbestellung von . Anzeigen wird keine Gewähr übernommen . Unverlangte Drucksachen und Manuskripte « erde» nicht zurückgegcbe »und et wich keinerlei « erpflichtuag zu irgendwelcher Vergütung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur je bi» 85 . auf Monatsschluh erfolgen. — Beilagen zur Karlsruher Zeitung, Badischer Staatsanzeiger rZeutralhandel»regtster für Baden, Badischer Zentralanzeiger für Beamte , Mssenschaft und Bildung Badisch « Kultur und Geschichte, Badische « ohlfahrtSblätter , Amtliche Berichte über die « echandlungen de» « adischcn Landtag».

DaS Klotteuabkonrmen
Einzelheiten über die franzSsisch-italienischen

Vereinbarungen
WTB . Paris , 4. März . (Tel .) Journal " veröffentlicht

eine Statistik der vermutlichen Ziffer « des französisch - italieni -
fechn Klottenabkommens, ohne sagen zu können, daß die ge¬
nannten Zahlen unbedingt mit den noch geheim gehaltenen
entgültigen Zahlen übereinstimmen .

Nach der Veröffentlichung würde Frankreich 83 OM Tonnen
Unterseeboote, Italien 52 OM Tonnen erhalten . — Kriegs¬
schiffe: Frankreich 155 000 Tonnen , Italien 112 000 Tonnen .
— Torpedobootszerstörer: Frankreich 72 OM Tonnen , Italien
25 OM Tonnen . — Torpedoboote: Frankreich 38 000 Tonnen ,
Italien 44 000 Tonnen . — 10 MO-Tonnen -Kreuzer : Frankreich
70 OM Tonnen , Italien 70 OM Tonnen . Es ergibt sich also
»ine Tonnazeüberlegenheit Frankreichs von 140 000 Tonnen .
Das Flottenabkommen Frankreich-Italien würde , wenn die
angeführten Ziffern der Wirklichkeit entsprächen, für Frank¬
reich ausgesprochen günstig sein .
Zustimmung des Großen faschistischen Rates
WTB . Rom, 4 . März . (Tel .) In der gestrigen Sitzung des

Faschistischen Großen Rates erstattete der Minister des
Äußern, Grandi , einen ausführlichen Bericht über das neue
Flottenabkommen. Nachdem Muffolini auf die wesentlichen
Bestimmungen und die Bedeutung des Abkommens hingewie¬
sen hatte, nahm der Große Rat eine Tagesordnung an , welche
die Bedingungen des Flottenabkommens unter allen Clesichts-
punkten befriedigend nennt , und den italienischen Staatsmän¬
nern die Anerkennung ausspricht.

Die „Ersah Preußen "
das Schreckgespenst für Frankreich

Der Marinekorrespondent des „Daily Telegraph " sagt zu
der Dreimächtevereinbarung u . a . : Bedauerlicherweise bleibe
noch immer eine dritte Grüße vorhanden in Gestalt der deut¬
schen „Ersatz Preußen ", die am 31 . Mai von Stapel laufen
soll und deren Erscheinen zum mindesten teilweise für das
große französische Bauprogramm verantwortlich gewesen ist.
Solange dieses Fahrzeug und wahrscheinlich noch weitere sei¬
ner Klasse , unter der deutschen Flagge auf der Bildfläche sind ,
wird Frankreich um die Unverletzlichkeit seiner Verbindungs¬
linien besorgt bleiben, und die französische öffentliche Meinung
wird bestimmt Gegenmaßnahmen verlangen . Hieraus ergibt
sich, daß es sich bei dieser Frage nicht nur um eine zwischen
Paris und Rom allein schwebende Sache handelt .

Lnviius in Wien
Ansprachen von Schober und Curtius

Der deutsche Reichsaußenminister Dt Curtius und Staats¬
sekretär Dt Plinder in Vertretung des Reichskanzlers sind, wie
gemeldet, am Dienstagvormittag zu ihrem dreitägigem Besuch
in Wien eingetroffen. Mittags empfing Bundespräjident Rick¬
las den deutschen Außenminister . Später machten Dt Curtius
und Staatssekretär Dt Pünder dem Bundeskanzler Dt Ender
ihren Besuch und dann dem Vizekanzler Dt Schober. Hier
wurde in einer eingehenden Aussprache die allgemeine Lage er¬
örtert .

Bei einem Festessen , das der Bundeskanzler Dt Ender am
Dienstagabend gab , hielt Außenminister Dt Schober eine Rede,
in der er das deutsche Wesen Österreichs besonders unter¬
strich. Schober sprach die Hoffnung aus auf gemeinsame be¬
friedigende Lösung der Fragen , die allein die Linderung der
Wirtschaftsnot herbeiführen könne . Er erwähnte schließlich
die Angleichungsarbeiten auf dem Gebiete des Handels , des
Rechts , der Kultur und der Kunst und die Gemeinschaftsar¬
beit bei der Neugestaltung der Weltpolitik.

Außenminister Dt Curtius antwortete : Ich bin Dolmetscher
aller Deutschen im Reich , wenn ich erwidere, daß wir uns
stammeseinig mit Ihnen fühlen , seit unserem Zusammenbruch
in den Zeiten der großen deutschen Not stärker als je zuvor
And daß wir den festen Willen haben, unsere Gemeinschaft
immer weiter zu vertiefen. Die Gemeinsamkeit unserer Ge¬
schichte und unseres Schicksals , der Grundkräfte und Ideale
unseres Volkes , die Gemeinsamkeit der Ziele und Wege der
deutschen Staatsmänner drängen immer stärker zur Gestal¬
tung . Zum Schlüsse unterstrich der Reichsaußenminister den
festen Willen Deutschlands, zur Verfolgung einer Politik des
Friedens .
Wiener Preffeftimmen zu den Trinksprüchen
WTB . Wien, 4. März . (Tel . ) Die Blätter heben in ihren

ausführlichen Berichten über den bisherigen Verlauf des Be¬
suches der deutschen Staatsmänner die außerordentliche Herz¬
lichkeit hervor, der die deutschen Gäste allenthalben begegnen.
Die Trinksprüche, die gestern abend gewechselt wurden , fin¬
den in der Preffe ein äußerst sympathisches Echo.

Die „Reichspost " schreibt , niemand könne das Bekenntnis
zum Frieden überhören oder mißdeuten . Aber man dürfe
auch nicht an dem Bekenntnis der Gerechtigkeit und zur
Gleichberechtigung vorübergehen. Es gebe in Europa sehr
einflußreiche politische Faktoren , die unter dem Worte „Frie¬
den" nichts anderes verstünden als die Sicherung ihrer Kriegs-
gewinne und der sonstigen Vorteil bringenden Ungerechtig¬
keiten der Verträge . _
Bevorstehende Auslösung

des türkische « Parlaments
WTB . Konstantinopel, 4. März . (Tel . ) . Der Präsident der

Republik teilte in einer Versammlung der Volkspartei mit , er
habe beschlosien, das Parlament auszulsse« und unverzüglich
Neuwahlen abhalten zu lasten. Die Tagegelder der Abgeord¬neten des neuen Parlamentes sollen von jährlich 5M auf 3M
türkische Pfunde herabgesetzt werden.

Letzte Nachrichten
Heute wwth-Aede

Die Haltung der Sozialdemokratie
« DZ . Berlin , 4. März . (Tel.) Da dir gestrige Reichs -

tagssitzung vollständig mit der Erledigung der Abstim¬
mungen zum Ernährungsetat «nd der Beratung der Ge-
frierfleischfrage ausgefüllt worden ist» kam mau erst
heute zur Fortsetzung der Aussprache über die innere Poli¬
tik. Minister Dt Wirth wird heute Gelegenheit nehmen,
sich ausführlich zu allen Fragen seines Refforts zu äußern .

Das Hauptintereffe ist in parlamentarischen Kreise» gegen¬
wärtig auf die Haltung der Sozialdemokratie ge¬
richtet . Bon einer Berständigung mit den Sozialdemokraten
hängt letzten Endes die parlamentarische Erledigung des
Etats ab. Ebenso sicher ist aber, daß die Regierung
namentlich in der Steuerfrage nicht nach¬
geben kann, schon mit Rücksicht auf di« anderen Parteien
Die Berhandlungen mit der Regierung werde« sicher
noch einige Tage dauern . Die Sozialdemokraten haben eine
neue Fraktionssitzung noch nicht anberaumt .

Der Haushaltsausschuß will heute die Beratung des
Haushaltes des Arbeitsministeriums mit Hilfe einer Abend¬
sitzung zu Ende führen, um dann morgen zum Wehretat
überzugehen. Entscheidungen im Ausschuß sind frühestens am
Samstag zu erwarten . Bis dahin wird man nach Möglichkeit
eine Lösung finden müffen.

Divlomatenbefliib ans de*Leivrisee Messe
WTB . Leipzig , 4 . März . (Tel.) Zum Besuch der Nieste sind

zahlreiche Mitglieder des Berliner Diplomatische » Korps in
Leipzig eingetroffen, u. a . der türkische Botschafter Kemal eddin
Sami Pascha, der Botschafter der Vereinigten Staaten von
Nordamerika, Sackett , der russische Botschafter Chintschuk , der
norwegische Gesandte Scheel , der litauische Gesandte Sidzikau -
kas , der dänische Gesandte Zahle, ferner die Gesandten von
Griechenland, Argentinien , Peru , Afghanistan und Persien ,
sowie der Geschäftsträger von Finnland und zahlreiche Kon¬
suln und Handelsattaches.

Im Alten Rathaus fand heute vormittag ein Empfang zu
Ehren der Gäste statt, bei dem der Vorsitzende des Direkto¬
riums des Messeamts, Dt Köhler , die Begrüßungsansprache
hielt. Für Deutschland stelle die Leipziger Messe den Haupt¬
exportmarkt für Fertigwaren dar . Deutschland könne auf die
Dauer Reparationszahlungen nur leisten , wenn die anderen
Länder , insbesondere die Rohstoffländer, ihm seine Fertig¬
waren abkaufen. Sonst bleibe Deutschland nur übrig , seine
Einfuhr zu drosseln .

Im NamLn der Gäste antwortete der türkische Botschafter,der zunächst darauf hinwies, daß die im Jahre 1929 eingetre¬
tene und noch heute herrschende Weltwirtschaftskrise viel grö¬
ßere Leiden hervorgerufen habe , als der Weltkrieg. Die Kräf¬
tigung der internationalen Wirtschaftsbeziehungensei das beste
Mittel , die Völker einander näherzubringen . Er wünschte der
Leipziger Messe Erfolg und dem deutschen Volk, das die schwer¬
sten Schicksalsschläge durch unermüdliche Arbeit und angebo¬
rene Ordnungsliebe überwunden habe, Glück und Gedeihen.

Anschließend besichtigten die Diplomaten die Meffehäuser der
inneren Stadt .

Keine Vertretung des Reiches
in München «»ehr

CNB . Berlin , 4 . März . (Priv . -Tel .) . In dem soeben dem
Reichstag zutzegangenen Ergänzungsetat für 1931 wird mitge¬
teilt , daß die Reichsregierung beschlosten hat, den bei der zwei¬
ten Beratung des Haushaltsplanes 1930 gefaßten Beschluß deS
Reichstages, die Vertretung der Reichsregierung in München
künftig wegfalle« zu lassen , mit Ablauf des Rechnungsjahre»
1930 zu verwirklichen . Der Vertreter der Reichsregierung, der
ftühere Staatssekretär von Haniel, wird in den einstweiligen
Ruhestand versetzt werden.

Mmntd kn dev Salzfvage
kn -Sndken

Beendigung des zivilen Ungehorsams
WTB . Ren - Delhi , 4. März . (Tel.) Wie amtlich be¬

stätigt wird, wurde zwischen Gandhi und dem Schatzkanzler
George Schuster eine endgültige Einigung in der
Frage des Salzmonopols rrzieft.

Die Tatsache hat in den Kongreßkreisen große Befriediguirg
hervorgerufen . Der Vollzugsausschußder Partei wird in sei¬
ner heuttgen Nachmittagssitzung das Abkommen endgültig an¬
nehmen und daraus die notwendigen Schlüsse ziehen, das heißt,der Bewegung de» zivilen llngehorsams ein Ende machen . Die
Unterzeichnung des Abkommens wird heute nachmittag statt¬
finden . Der Vollzugsausschuß wird dem Vizekönig seine An¬
erkennung für die geleisteten Dienste aussprechen und in die¬
ser Weise die Bande zwischen Großbritannien und Indien
festigen.

Der neue Präsident des Direktoriums der Reichsversiche¬
rungsanstalt für Angestellte , Grießmeyer, hat am Montagvor¬
mittag seine Dienstgeschäfte übernommen.

«Dev Streit
um de« Vanzevkveuzev

Die Möglichkeit, die wir gestern an dieser Stelle an-
deuteten , daß es jetzt nach dem Ausfall der Gemeindewah¬
len in Braunschweig zu Schwierigkeiten im Reichstag
kommen könne, ist schneller Tatsache geworden, als man¬
cher dachte . Und zwar handelt es sich dabei um den Ban ,
des Panzerschiffs 8 .

Die betreffende Bäumte hat bekanntlich schon in den
Beratungen des Kabinetts Müller eine Rolle gespielt.
Man hat damals beschlossen, sie erst in den Etat für 1931!
einzusetzen. Das ist geschehen . Und selbstverständlich
treten sowohl der Rrichswehrminister, wie der Reichskanz -
ler mit aller Entschiedenheit dafür ein , daß diese Baurate -
vom Reichstag bewilligt wird . Wir bleiben ja mit un-
serm Marinebauprogramm ohnehin hinter dem zurück/
was wir nach den Bestimmungen des Friedensvertrages
bauen könnten . Nach dem Friedensvertrag stchen uns
sechs Panzerschiffe zu. Das Bauprogramm sieht lediglich
vier bis fünf vor . Daß wir diese Panzerkreuzer im Hin¬
blick auf die isolierte und bedrohte Lage Ostpreußens be¬
nötigen , weiß man auch in den Kreisen der Sozialdemo ,
kratie.

Hs haben nun gestern Verhandlungen zwischen der
Sozialdemokratie und dem Reichskanzler stattgefunden.
Dabei wurden auch hervorragende Persönlichkeiten der
preußischen Landtagsfraktion des Zentrums in den Kreis ,der Besprechungen gezogen. Und ferner fand eine Unter-
redung zwischen dem Reichskanzler und dem preußischen
Ministerpräsidenten Braun statt. Wie gemeldet wird,
hat Dt Brüning den sozialdemokratischenFührern bedeu¬
tet. daß sie im Falle einer Ablehnung der Panzerschiff. ,
baurate oder sonstiger wichtiger Teile des Etats den >Rücktritt des Kabinetts und die Auflösung der bisherigen
Koalition in Preußen mit soforttgen Neuwahlen gewär-
tigen müßten . Unter dem Eindruck dieser Erklärungen

'
sollen die Vertreter der sozialdemokratischen Reichstags-
fraktion eine Änderung ihrer Auffassung zugesagt haben ,
unter der Voraussetzung , daß man ihnen ganz bestimmte
Zugeständnisse auf sozialpolitischem Gebiet gewähre.

Diese sozialdemokratischen Gag. u,orderungen enthalten ,
folgende drei Puntte : Steuerzuschläge für die höheren
Einkommen und Vermögen , Einstellung der Lohnabbau-
Politik , und schließlich eine bindende Erklärung, daß an
dem gegenwärtigen Stand der Sozialversicherung, also
auch der Arbeitslosenversicherung , unter keinen Umstän-
de » etwas geändert werde. Daß die Reichsregierung,
ohne ihre ganze bisherige Politik zu verleugnen , diesen
Forderungen nicht Nachkommen kann , ist klar . Und auch
darüber hat der Reichskanzler den Führern der sozial» '
demokratischen Reichstagsftaktion keinen Zweifel gelassen.
Wie gemeldet wird , gehen die Verhandlungen weiter,
und man hofft immer noch, sich bis zum Donnerstag eint-
gen zu können, da an diesem Tage die Beratung des
Wehretats im Hauptausschuß vorgesehen ist.

Die krisenhafte Stimmung , die gestern im Reichstag
herrschte , hat noch durch zwei Abstimmungen im Plenum
besondere Nahrung gefunden. Sozialdemokraten und
Kommunisten haben eine Änderung zum Brotgesetz durch¬
gedrückt , nach welcher dieses Gesetz eigentlich überflüssig
wird . Und die beiden Parteien haben dann ferner im
Bund « mit der Staatspartei und mit einigen Abgeord¬
neten des Zentrums einen Gesetzentwurf betr . die zoll¬
freie Einfuhr von 50 000 Tonnen Gefrierfleisch pro Jahr
zur Annahme verholfen . Der Reichsernährungsminister
hatte vorher dringend vor der Annahme dieses Gesetzent¬
wurfes gewarnt .

Es wird jetzt Sache des Reichsrats sein , den Beschluß
des Reichstages zu korrigieren . Lehnt der Reichsrat den
Beschluß ab, dann müßte er in einer neuen Beratung
im Reichstag mit Zweidrittelmehrheit angenommen wer¬
den, um Gesetzeskraft zu erlangen.

Jedenfalls hat der gestrige Tag gezeigt, daß die So¬
zialdemokraten unter Umständen sich nicht scheuen, auch
gegen das Kabinett zu stimmen. Da sie mit den Kom¬
munisten zusammen nach dem Auszug der Deutschnatio-
nalen und Nationalsozialisten über die Mehrheit ver¬
fügen , können sie sich gelegentlich eine solche Politik lei¬
sten . Sie riskieren damit allerdings den Ausbruch einer
Kabinettkrisis , deren Folge ja wohl nur die Etablierung
einer Rechtsregierung im Reich und in Preußen sein
könnte.



Reich tmd LSu- ev
Eine föderalistische Entschließung der Deutsch¬

nationalen
Die Deutschnationale Volkspartei hat in einer in Berlin

abgehaltenen Bundestagung eine Entschließung angenommen,* in der es heißt :
„Die Wahrung des bundesstaatlichen Charakters des Reichs-aufbanrS ist eine der wichtigsten Aufgaben deutschnationalerPolitik, die gegen alle zentralistischen Bestrebungen Front zu

machen hat . Im gegenwärtigen Zeitpunkt ist jeder Versuchweiterer Einschränkung der Länderrechte unbedingt abzuleh¬nen, im besonderen die sogenannte Berreichlichung der Justizund die Ausdehnung der Reichszuständigkeit aus kommunal¬
politische Angelegenheiten. Die finanzielle Lebensfähigkeit derLänder und der Gemeinden mutz verteidigt werden."Der .württembergische Finanzminister Dt Dehlingrr sprachüber die Finanzlage des Reiches und der Länder . Die Ent¬
wicklung des Finanzwesens in der Richtung zum Einheitsstaatverfolge die Tendenz, auf dem Wege der Herrschaft über die
gesamten Finanzquellen , die Staatshoheit der Länder und
Bundesstaaten auszuhöhlen . Die Sanierung der Reichsfinan-
zen erfolge jedesmal auf Kosten der Länder . Das Reich be¬
schließe Ausgaben, die sich unmittelbar auf die Länderhaus¬halte auswirkten , ohne stch zu vergewisiern, ob die Länder dieseBelastung tragen könnten, wie es bei der Besoldungserhöhung1927 der Fall gewesen sei . Die Tendenz der Berreichlichungsei neuerdings beim Flugwetterdienst , bei der Justizverwal¬tung , dem Ausbau der Arbeitsämter , der Sozial - und Wohl¬fahrtspflege , der Wohnungszwangswirtschaft und der Schaf¬fung eines Verwaltungsgerichtshofes zu beobachten gewesen .Die Reichsfinanzverwaltung koste heute das siebenfache wie dietzinanzverwaltung von Reich und Ländern vor dem Kriege.Berreichlichung heiße Verteuerung . Die Berreichlichung führeweiter zu einer Aussaugung und Entblutung der Wirtschaftder Länder , Preußen ausgenommen . Ihre Steuerkraft gehedamit zurück . Noch mehr als bisher seien durch die Verreich,lichung von Steuerwirtschaft , Bahn und Post und Arbeits¬losenversicherungRiesensummen von öffentlichen Geldern nachBerlin abgewandert und sei damit das Bank- und Kreditwesennoch mehr als bisher von Berlin abhängig geworden. Dasführe zu einer ungleichmäßigen Kreditversorgung der Wirt¬

schaftsgebiete und Wirtschaftszweige, sowie zu einer ungleichenVerteilung der Reichsanfträgr auf die einzelnen Länder . So¬wohl die Reichsbürokratie wie der Deutsche Städtetag erstreb¬ten die Herstellung einer unmittelbaren Beziehung zwischenReich und Gemeinden unter Ausschaltung der Länder .Es sei zu fordern , daß das Reich seine finanz -, volkswirt¬schaftlichen und außenpolitischen Tendenzen ändere. DieGrenze der Steuerkraft sei überschritten. Die Steuern müß¬ten jetzt gesenkt werden. Nötig sei auch eine klare Scheidungder Steuerquellen zwischen Reich und Ländern . Man müsseauch eine Änderung der Reichsfinanzverwaltung , der Reichs¬arbeitsverwaltung und ihre Übertragung auf die Länder an-streben. Eine Rückübrrtragung der Finanzämter an die füd-deutschen Länder wäre zu begrüßen.
Urteil gegen württembrrgische Kommunisten. Nach achttägigerVerhandlung verurteilte das erweiterte Schöffengericht Cann¬statt 13 Kommunisten wegen Landfriedensbruches , teilweise,wegen erschwerten Landfriedensbruches zu Gefängnisstrafenvon drei Monaten bis ein Jahr drei Monat «, insgesamt zu 80Monaten Gefängnis . Zwei der 15 Angeklagten wurden wegenmangels Beweises freigesprochen. Die Verurteilten waren nach«iner Versammlung der Nationalsozialisten in Waiblingen überldiese hergefallen . Bei dem entsprechenden Handgemenge wur¬den 6—8 Personen , vorwiegend Nationalsozialisten , erheblichv̂erletzt. Das Gericht stellte in seiner Urteilsbegründung fest,daß die Kommunisten in diesem Falle einwandfrei als Angrei¬fer zu betrachten waren .
Die Notlage Sachsens. Der sächsische MinisterpräsidentSchieck hat am Dienstag dem Reichskanzler die NotlageSachsens in einer sehr ausführlichen Besprechung dargelegt,nnd betont, daß es dringend notwendig sei, alsbald dem Landedie Hilfe des Reiches zuteil werden zu lassen . Der Reichs -kanzler erkannte an , daß in Sachsen besondere Verhältnisse»erliegen und sicherte eine Prüfung zu.

Kündigung der Lohnabkommen
für die öffentlichen Betriebe Mitteldeutschlands

Unter Hinweis auf die schwierige Finanzlage der ihm an -
geschlossenen Verwaltungen hat , wie aus Magdeburg gemel¬det wird, der Mitteldeutsche Arbeitgeberverband öffentlicherVerwaltungen und Betriebe E . V. , Magdeburg , zur Durchfüh¬rung einer Lohnsenkung die Lohnabkommen für die StaatS -nnd Gemeindearbeiter , für das kommunale Straßenbahnper -fonal, für die ' Staats - , Provinzial - und Kreisstraßenwärterund für das in den Krankenhäusern und anderen Anstaltenbeschäftigte Personal zum 31 . März 1931 gekündigt.

Otto Rrutter +. Otto Reutter , Deutschlands erster Humorist,ist Dienstag abend gegen 11 Uhr in Düsseldorf an den Fol¬gen einer Herzkrankheit gestorben Der Künstler hat ein Altervon fil Jahren erreicht. - ' ’

Der erste Mannheimer Doktor. Zum erstenmal hat amMontag der Senat der Mannheimer Handelshochschule vondem neuverliehenen Recht der Promotion Gebrauch gemacht .Zum Dt rer . oec. promovierte Dipl .-Kaufmann Ernst Drav -
pel , Mannheim,' der über das Thema : Kündigung und Kün-
digungsbeschränkungen im Arbeitsrecht und deren Bedeutungfür den Betrieb , seine schriftliche Arbeit verfaßt hat.

1931 keine historischen Schloßkonzrrte in Bruchsal. Dieüber die Grenzen Badens hinaus bekannten und stets gut be¬
suchten Historischen Schlotzkonzerte in Bruchsal müssen diesesJahr wegen der gespannten finanziellen Lage leider ausfal -len. Die im Rahmen des Rokoko gebotenen künstlerisch hoch¬stehenden Veranstaltungen sollen möglichst im Juni 1932 wie¬der ausgenommen werden.

Pour le mLrite für Kunst und Wissenschaft . Zum Ersahder im vorigen Jahr verstorbenen Ordensritter haben in Ber¬lin Neuwahlen stattgefunden . An Stelle von Adolf von Har -
nack wurde gewählt der Geh. Regierungsrat Profeffor Dt Wik-
Helm Schulz« in Berlin , an Stelle von Eduard Meyer der
Geh . Regierungsrat Prof . Dt Theodor Wiegand in Berlin ,an Stelle von Theodor Nöldeke der Geheimrat Prof . Dt EnnoLittmann in Tübingen .

Ein Tischlermeister von akademische « Graden . In Köln be¬
stand der Tischlermeister Peter Dehn vor einigen Tagen die
Prüfung als Dt jur . mit „Sehr gut"

. Er hatte in KarthauSbei Koblenz drei Jahre nach seiner Entlassung aus der Volks¬
schule seine Gesellenprüfung bestanden, vier Jahre späterdann auch seine Meisterprüfung als Tischler. Nach sieben
Jahren Handwerkstätigkeit ging er wieder auf die Schule,
machte das Abitur und promovierte in München zum Dt
phil . Jetzt hat er diesem ersten Doktortitel den zweiten hin¬
zugefügt.

- Die MerrSta- -Äbsütttrmmsert
int ReiGStas

Annahme der sozialdemokratischen Anträge , über
Gefrierfleischeinfuhr und Abänderung des

Brotgesehes
Der Reichstag hat die Beratung des Haushalts des Reichs¬innenministeriums unterbrochen, um in seiner Dienstagsitzungdie in der vorigen Woche zurückgestellten Abstimmungen zumHaushalt des Reichsernährungsministeriums nachzuholen.Zunächst wurde mit 311 gegen 60 Stimmen der kommuni¬

stische Mißtrauensantrag gegen Minister Schiele abgelehnt.Dagegen haben auch die Sozialdemokraten gestimmt.Bei den weiteren Abstimmungen machte sich wiederholt das
Eehten der Deutschnationalen und Nationalsozialisten zumachteil der Parteien der Rechten fühlbar . So wurde die Aus¬
schußentschließung , die den Gesamtplan für den Zinsverbilli »
gungSzuschuß des Reiches auf 10 Jahre ausdehnen will, abge¬lehnt und dafür mit der aus Sozialdemokraten und Kommu¬nisten bestehenden Mehrheit eine sozialdemokratische Entschlie¬ßung angenommen, die die Ausdehnung von der Prüfung des
Einzelfalles abhängig macht . Abgelehnt wurde auch die Aus¬
schußentschließung auf Fortsetzung der Kartoffelflockenstützungs¬aktion.

Vor allem aber wurde ein sozialdemokratischerAntrag ange¬nommen, der praktisch die Aufhebung des Brotgesetzes mit dem
Beimischungszwang und dem Zwang zum Feilhalten von Rog¬genbrot in Gaststätten bedeutet. Auch die Ausmahlungsquotevon Roggenmehl wird durch den neuen Beschluß von 60 auf 7perhöht.

Nachdem der Ernährungsetat in zweiter Beratung angenom¬men war , und die zahlreichen Anträge , die sich auf Landarbei¬ter- und Landwirtschaftsfragen beziehen, den zuständigen Aus¬
schüssen überwiesen wurde, kam die Gefrierfleischfrage zur Be¬ratung . Der sozialdemokratische Antrag , der das zollfreie Kon¬
tingent für Gefrierfleisch von 56 666 Tonnen jährlich wieder-
rinführen will , hat im Ausschuß die Mehrheit gefunden, weildie beiden Parteien der äußersten Rechten nicht vertreten wa¬ren . Da die Deutschnationalen und Nationalsozialisten auch am
Dienstag bei der entscheidenden Abstimmung im Plenum fehl¬ten, stand es von vornherein fest, daß der von der Landwirt¬
schaft bekämpfte Gesetzentwurf angenommen werden mußte,da die Sozialdemokraten und Kommunisten zusammen über mehrStimmen verfügen, als die jetzt noch im Reichstag verbliebenen
bürgerlichen Parteien .

Reichsernährungsminister Schiel;, der in einer kurzen Rede
dringend vor der Annahme des Mitwurfes warnte , indem erauf die große Überproduktion an deutschem Bieh hinwies, be¬
zeichnet « die Wiedereinführung des zollfreien Gefrierfleisch-köntingents als einen schweren Schlag, vor allem für die bäu¬
erliche Viehwirtschaft. Auf diesen Ton waren auch die Reden
gestützt , mit denen die Vertreter des Landvolks, der DeutschenVolkspartei, der Bayerischen Volkspartei, des Bayerischen Bau¬ernbundes , der Deutschhannoveraner und der Wirtschaftspar¬tei gegen den Entwurf ankämpften.

Bei dem gegenwärtigen Kräfteverhältnis im Reichstag wares keine Überraschung, als der Gesetzentwurf über das zollfreie
Gefrierfleischkontingent in namentlicher Schlutzabstimmung mit223 gegen 149 Stimmen bei vier Enthaltungen angenommenwurde. Dafür hatten neben denSoziäldemokraten und Kommu¬
nisten auch die meisten Mitglieder der Staatspartei und einigeAbgeordnete vom Gewerkschaftsflügel des Zentrums gestimmt.Die Gegner des Gefrierfleischkontingents setzen nun ihre Hoff¬nung darauf , daß der Reichsrat gegen den ReichstagsbeschlußEinspruch erheben werde. Dann müßte der Reichstag bei einerneuen Abstimmung eine Zweidrittelmehrheit aufbringen , die
nicht vorhanden ist.

Am Mittwoch , 3 Uhr, soll die zweiteBeratung des Haushaltsdes Reichsinnenministerium wieder ausgenommen werden.
vre $ ittftttsett dev RekhSvoft

Die Depression des deutschen Wirtschaftslebens hat die Ent¬
wicklung der Postfinanzen wie folgt beeinflußt :

Man rechnet bis zum Ende des laufenden Wirtschaftsjahres ,bis zum 31 . März , mit einem Einnahmeausfall von insgesamt120—125 Millionen Reichsmark. Die Einnahmeausfälle in den
einzelnen Monaten des Rechnungsjahres 1930 waren infolgeder üblichen Saisoneinflüsse verschieden . Immerhin ist aber
jetzt, wenige Wochen vor dem Schluß des Rechnungsjahres , die
bemerkenswerte Tatsache erkennbar , daß die bisherige Entwick¬
lung der Reichspostfinanzen nicht fortlaufend immer weiter ab¬
gesunken ist, sondern daß sich die Einnahmeausfälle seit Juni ,abgesehen von einigen Schwankungen mehr saisonmäßiger Na.tur , fast stets auf gleicher Höhe gehalten haben. Es ist also in
dieser Beziehung eine gewisse Konsolidierung festzustellen, die
man als ein Zeichen dafür ansehen darf , daß bei der Deutschen
Reichspost der Tiefstand der Depression erreicht ist.

Zum Kapitel Titelsucht
Cs gibt einen „Reichsbund der deutschen Volkswirte E . V .".Das ist wohl gut und notwendig, denn warum hätten sich in

Deutschland die Menschen mit wirtschaftlichen Interessen nicht
organisieren und eine Ausnahme machen sollen . Gerade jetzt
ist es sehr wünschenswert, Verständnis und Wissen über volks¬
wirtschaftliche Dinge in immer weitere Kreise zu tragen und
Gedanken und Vorschläge auszutauschen . Weniger notwendig
scheint uns aber etwas ' anderes : der Verband versendet gegen¬wärtig Satzungen und Druckschriften und lenkt dabei „die
Aufmerksamkeit" der damit Bedachten „auf die Geschäftsord¬
nung für die Verleihung der ordentlichen Mitgliedschaft, mit
der die Berechtigung erworben wird, die gesetzlich geschützte
Berufs - bzw . Oualifikationsbezejchnung „Volkswirt, R .D .V."
zu führen . " — Also ein Titelchen, das man auf seine Visiten¬karten drucken lassen kann, und dessen Voraussetzungen nur
sind , daß man volkswirtschaftlich tätig ist oder gewesen istund einen Mitgliedsbeitrag zahlt. Wem irgend eine Abstem¬
pelung fehlt, der kann sie nun von diesem Verein sich geben
lassen , der damit allerdings nichts Neues tut , sondern einem
„dringenden Bedürfnis " entsprechend, anderen hier bereits
vorausgegangenen Organisationen folgt.

Di, Lohnverhandlungr« mit brr Reichsbahn haben am
Dienstag , in Berlin begonnen und werden am 10. März fort -
gesetzt. Die Deutsche Reichsbahn hat vorgeschlagen , den Stun¬
denlohn um 7 tftfif allgemein zu senken .

Freilassung der verhafteten Pfälzer Separatisten . Die in
der neuen Separatistenaffäre Verhafteten , mit Ausnahme des
Karl Steiner aus Kaiserslautern , find auf Veranlassung des
Oberreichsanwalts auf freien Fuß gesetzt worden. Das Straf¬
verfahren nimmt indessen seinen Fortgang .

Starker Schneefall i» Bayer «
WTB . München, 4 . März . sTel.) In den ersten Morgen¬

stunden setzte heute in Sübbahero plötzlich wieder starker
Schneefall ein, der bis zum Vormittag in der Landeshauptstadt ,
besonders auf dem Lande, abermals eine beträchtliche Reu-
fchneedecke schuf. In München verursachte der Schneefall mehr¬
fach Verkehrsstörungen. Es schneit Wetter.

LktSendebatte itt svatBvekh
• Franclin Bouillon und Briand

Im Verlauf der außenpolitischen Debatte in der französi.scheu Kammer erklärte Franklin -Bouillon, er habe bei allen
Deutschen drei verschiedene Willensrichtungen vorgefunden, er-stens den Willen, den Doungplan zu revidieren, zweitens denWillen, aufzurüsten statt abzurüsten, und drittens den Willen,die Grenzen des Versailler Vertrages niederzureitzen. Kaasleite die gesamte deutsche Polittk, und gerade er fordere dieRevision des Uoungplanes. Curtius habe im Reichstag er-klärt , daß er sich geweigert habe, jede Garantie für die Er¬
füllung des Uoungplanes zu geben . Dingeldey habe Deutsch ,land aufgefordert, den Widerstand vorzubereiten und Trevira¬nus habe gegen den Uoungplan dieselbe Sprache geführt . Man
müsse daraus folgern, daß Deutschland nicht nur den Uoung-
plan , sondern den gesamten Plan von Versailles zerreißenwolle .

Außenminister Briand erklärte zu den Ausführungen Frank-
lin -Bpuillons , daß seine Außenpolitik stets von der Kammer
mit einer Mehrheit gebilligt worden sei . Zwischen Frankreichund Deutschland müsse die Annäherung vollzogen werden.Die französischen Grenzen seien konsolidiert, da sie feierlichvon Deutschland anerkannt wurden . Frankreich habe seiner¬
seits auf den Krieg als politisches Mittel verzichtet . Briand
bezeichnet « dann die österreichische „Anschlutzgefahr " als im
Schwinden begriffen, die eine Kriegsgefahr hätte werden kön¬
nen . Die Deutschen hätten gezeigt , daß sie , eine Regierung
besähen, die wisse, was sie wolle und die wirklich auf die An¬
näherung eingestellt sek.

Rach Briand ergriff Franklin - Bouillon abermals das Wort
und behauptete, daß Briand auf seine Frage wegen des
Uoungplanes überhaupt nicht und auf seine anderen Fragennur ausweichend geantwortet habe, ferner , daß er zwar ein
West -, nicht aber ein Ost-Locarno geschaffen habe. Dt Curtius
reise nach Wien, um dort die Annäherung zwischen Deutsch¬
land und Österreich weiter vorwärts zu treiben.

Briand antwortete hierauf , daß Locarno die Inkraftsetzungder Artikel 42, 43 und 44 des Versailler Vertrages bedeute,
ferner , daß die deutschen Staatsmänner nicht daran dächten ,
sich den Verpflichtungen des Uoungplanes zu entziehen.

Der sozialistische Abg. Grumbach erklärte , wenn er auch der .
Ansicht sei , daß die kaiserliche Regierung von 1914 eine schwere
Verantwortung am Ausbruch des Krieges trage , so halte er
es doch für einen großen Fehler , daß der Versailler Vertrag
die Alleinschuld Deutschlands festzulegen versucht habe. Da¬
her stammten die ewigen Diskussionen in Deutschland, und
daher sei auch der Ausdruck „Angreifer", den heute, 12 Jahre
nach Kriegsende, Maginot gebraucht habe, aufs höchste un¬
angebracht. Darüber hinaus aber sei es ungerecht, Deutsch¬land ewig im Zustande der Ungleichheit halten zu wollen.

Hierauf wurde der Etat des Auswärtigen mit 551 gegen 14
Stimmen angenommen.

Twolev Geistldbe verhafte»
ERB . Innsbruck » 4. März . (Priv .-Tel . ) . Zwei Tirolev

Geistliche , der Pater Arnold und der Kleriker Rottensteiner ,jind von den italienischen Sicherheitsbehörden verhaftet worden.Als Grund dieser Maßnahme wird die Zugehörigkeit der bei¬
den Geistlichen zu einer Studentenverbindung angegeben, die
bereits im Jahre 1926 aufgelöst worden ist . Fürstbischof Dt
Geister von Brixen hat bei den italienischen Behörden aufGrund der Konkordatsbestimmunaen gegen die Verhaftung
Rottensteiners , der dem Diözesanklerus von Brixen : angehört .''Protest eingelegt.

Über di« Frage der Genehmigung des Schenker- Brrtrage »wird sich die RrichSregierung schlüssig machen , sobald sie Sie
von der Reichsbahn auf Grund des Reichsbahngesetzes gefor¬derten Auskünfte erhalten hat.

Gesandter Meyer zum Dirigenten der Ostabteilung ernannt .Als Nachfolger des zum Gesandten in Warschau ernannten
Vortragenden Legationsrats von Moltke ist der Gesandte
Meyer zum Dirigenten der Ostabteilung des Auswärtigen Am¬
tes ernannt worden. Meyer, der 1884 geboren ist, war zuletztim Auswärtigen Amt in der Abteilung West- und Südeuropa
tätig .

Die deutschen Industriellen in Moskau. Die in Moskau ein-
getroffenen deutschen Industriellen statteten am Montag noch¬mals dem Obersten Volkswirtschaftsrat einen Besuch ab und
besichtigten die bedeutendsten Maschinenfabriken.

^
Die Stuttgarter Oberbürgermeisterwahl wird am 26. April

stattfinden . Oberbürgermeister Dt Lautenschlager wird sich
zur Wiederwahl stellen .

Atebtt cfbconit
In der Strafsache gegen den Düsseldorfer Massenmörder

Peter Kürten ist das Hauptverfahren wegen Mordes in neu«
Fällen und wegen Mordversuchs in sieben Fällen vor den»
Schwurgericht eröffnet worden. Der Hauptverhandlungster¬
min ist noch nicht bestimmt, aber für den 13. April d. I . in
Aussicht genommen.

Bei dem Dortmunder Eiswerk G . m. b. H. ist man große»
Betrügereien des mit der Eisverteilung beschäftigten Fahr »
und Maschinenpersonals auf die Spur gekommen . Zehn Fuhr¬leute hatten täglich bis zu 100 Stangen Eis für eigene Rech¬
nung verkauft und einen täglichen Reingewinn von 25 bi-
50 Mt erzielt. Ein Teil dieses Geldes wurde an die Maschi¬
nisten, die mit den Fahrern unter einer Decke steckten, abge¬
geben. Die Betrügereien gehen bis 1924 zurück und haben
allmählich eine Summe von 466 666 bis 566 666 Mit erreicht.

In Görlitz wurde auf den Gleisen die Leiche eines jungen
Mannes gefunden. Es handelt sich um einen etwa 18 Jahre
alten Schüler , der kurz vor dem Examen stand und wahr¬
scheinlich aus Furcht vor dem Ausgang Selbstmord beging.

Drei maskierte bewaffnete Männer drangen in Berlin in die
Wohnung eines Kaufmanns ein und raubten Schmuck- und
Wertgegenstände im Werte von 20 000 Ml .

In Rudolstadt wurde der Landwirt und Maurer Berthold
Koppe aus Zwabitz bei Kahla wegen Doppelmordes zweimal
zum Tode verurteilt . Er hatte 1917 seine HauSHSlteriu, mit
der er enge Beziehungen unterhalten hatte , in die Saal «
gestoßen und ertränkt . Im April 1930 hatte er feine zweit«
Fra « vorsätzlich getötet und die Leiche im Räucherofen verS
brannt .

In New Fort veranstaltete im Zusammenhang mit de«
neuerlichen Ansteigen der Zahl der Verbrechen und zur Be¬
ruhigung der Öffentlichkeitdie Polizei nächtliche Razzien durch
die Straßen und in den Nachtlokalen. Es beteiligten sich daran
zahlreiche Detektive und eine Polizeiverstärkung von 8566
Mann .

II



LllrrS dem NadrsGe« Larrdtas
Das neue badische Feldbereinigungsgesetz

D«r Rechtspslcgeausschutz des Badischen Landtages behan-
delte am Dienstag die Denkschrift des badischen Jnnenmini -
sters über die landwirtschaftlichen Bodrnbesitzverhältnifse in
Baden . Der Ausschuß war in seiner Gesamtheit der Ansicht,
daß das Matz, bis zu dem landwirtschaftliche Grundstücke ge¬
teilt werden dürfen, heraufgesetzt werden müffe.

Im Anschluß daran behandelte der Ausschuß einen Gesetz¬
entwurf der Regierung über die Feldbereinigung , für den der
Zentrumsabg . Heinrich Haas - Freiburg als Berichterstatter be¬
stellt wurde. Als wesentliche Neuerung bringt der Gesetzent¬
wurf das Initiativrecht der Staatsbehörden , den Wegfall des
Zustimmungsbeschluffes der Grundbesitzer, die Bildung eines
Ausschusses der auf die örtlichen Interessen abgestellt ist und
eine erhebliche Senkung der Kosten des Verfahrens . Auch
Maßnahmen , die die Verschleppung eingeleiteter Verfahren
unmöglich machen, find vorgesehen.

Zum Gesetzentwurf ist eine Eingabe der Landwirtschasts -
kammer eingegangen , die in ihm keine wesentliche Verbesse¬
rung sieht. Sie verlangt die Übertragung der Aufgaben der
Flurbereinigung auf das Ministerium des Innern und Er¬
richtung mehrerer Feldbereinigungskammern . Der Finanz -
minister erklärte, daß das Staatsministerium einstimmig den
Beschluß gefaßt habe, mit der Durchführung und den Auf¬
gaben der Feldbereinigung die Wasser- und Stratzenbauämter
zu betrauen .

Aus dev badischen Andnstvie
Der Lohnstreit in der badischen Textilindustrie . Der am 24.

tebruar im Lohnstreit der badischen Textilindustrie gefällte
chiedsspruch , der eine Lohnsenkung von 5 Prozent vorsieht

und von Arbeitnehmerseite bekanntlich abgelehnt wurde , ist
von den Arbeitgebern anerkannt worden . Sie haben jetzt seine
Lerbindlichkeitserklärung durch das Reichsarbeitsministerium
beantragt . Die Verhandlungen werden in Berlin stattfinden .
Der Zeitpunkt ist noch unbestimmt .

Der Kunstgliederba « G . m. b . H. in Ettlingen , wird nach
Karlsruhe verlegt . Die Gesellschaft pflegt den Prothesenbau ,
der seinerzeit in der Orthopädischen Abteilung des Reserve¬
lazarettes einen wesentlichen Bestandteil bildete . Den Grund
der Verlegung bildet der Umstand, daß das Karlsruher Ver -
forgungsamt den Sitz der Gesellschaft in Karlsruhe für vor¬
teilhafter hält zur Hereinnahme von Aufträgen .

Schiedsspruch im badischen Damenschneidergewerbe . Vom
Schlichtungsausschuß Freiburg wurde am Dienstag ein ein¬
stimmiger Schiedsspruch gefällt , der eine Lohnsenkung von
6 Proz . für das badische Damenschneidergewerbe vorsieht. Die
Erklärungsfrist läuft bis zum 11 . März . Die Neuregelung
soll bis zum 30. September 1931 unkündbar sein.

A«» dev badischen Landwivtschaft
Förderung des Braugerstenbaues . Eine große Anzahl

von Gemeinden des badischen Frankenlandes ist wie be¬
kannt auf die Erzeugung von Braugerste eingestellt .
In Anbetracht des dazu geeigneten Bodens und der besonde¬
ren Erfahrungen der Landwirte im Gerstenbau , ist es mit der
Zeit gelungen , der fränkischen Gerste einen guten Ruf zu ver¬
schaffen, der erst neuerdings auf der Gersten - und Hopfenaus¬
stellung in Berlin durch Auszeichnung der Gemeinden Groß¬
rinderfeld und Gerchsheim bestätigt wurde . Um die> gerste¬
bauenden Gemeinden enger zusammenzuschließen , wurde in
einer Besprechung des Versuchsrings Tauber -Main in Groß¬
rinderfeld (Amt Tauberbischofsheim ) beschlossen , nach bayeri¬
schem Muster einen Gerstenbauverein zu gründen .

*
Um die Bmerikanerrebe . In Ottenau im Murgtal waren

etwa 400 Hybridenwinzer des mittleren Murgtales versam¬
melt , um zu dem Verbot des Anbaues der Amerikanerreben
Stellung zu nehmen . Es wurde darauf hingewiesen , daß seit
nahezu 60 Jahren in den in Betracht kommenden Gemeinden
nur Amerikanerreben gepflanzt werden , deren Ertrag zum
Haustrunk verwendet wird. Wiederholte Versuche, Edelreben
zu pflanzen , hatten infolge der ärmlichen Bodenverhältnisse
keinen Erfolg . Einmütig wurde eine Entschließung gefaßt ,
die den Abgeordneten des Reichs - und Landtags zugehen soll.
Sie fordert Aufhebung des Verbots für die Murgtalgemeinden
und Erklärung des Murgtals zum Ausnahmegebiet .

Die Löhne 1« der Rheinfchiffahrt
Die Arbeitgeberverbände des Rheins machen — wie die

„Franks. Ztg .
" meldet — den Gewerkschaften zur Neuregung

des Lohn- und Gehaltsabkommens folgende Vorschläge :
1 . Die Gehälter der Kapitäne , Schiffsführer und Obermaschi¬

nisten sind um 20 Prozent herabzusetzen.
2. Die Löhne des in Wochenlohn stehenden Personals sind

um 10 Prozent herabzusetzen, wobei vorausgesetzt wird , daß
durch die Regierungsvorschläge zum Rahmentarifvertrag Lohn¬
ersparnisse in Höhe von etwa 10 Prozent zu erwarten sind, so
daß auch hier insgesamt 20 Prozent gefordert werden .

3. In der Lohntafel ist der Matrose mit weniger als vier
Berufsjahren als Matrose , der zweite Matrose auf Kähnen mit
85 Prozent des Lohns des Vollmatrosen zu bewerten .

Diese Vorschläge werden mit der allgemeinen Notlage der
deutschen Rheinschiffahrt begründet .

Einzelhandel nnd Preisabbau
Die Landeszentrale des Badischen Einzelhandels tritt in

einer Zuschrift an die Presie entschieden der Behauptung ent¬
gegen , daß der Einzelhandel künstlich seine Preise Hochhalte
oder den schwierigen Verhältniffen der Gegenwart nicht Rech¬
nung getragen habe. Der Einzelhandel ist bereit , seine Preise
noch weiter zu senken, wenn ihm auf der anderen Seite auch
die Möglichkeit gegeben wird , seine Kosten zu vermindern .
In diesem Zusammenhang führt die Landeszentrale aus : Wir
denken hierbei an die unerträglich gewordenen Steuern , Um¬
lagen und sozialen Lasten , an die hohen Ladenmieten , an die
Überspannung der Bankzinsen , an die sehr wohl zu ermäßi¬
genden Gas - , Wasser- und Strompreise , an die Güterverkehrs -,
Personenverkehrs - und Posttarife , an eine tunlichste Ermäßi¬
gung der Preise beim Produzenten und Fabrikanten und noch
an vieles andere mehr, das bei der Preiskalkulation maßgeb¬
lichen Einfluß ausübt .

Die Stelle des Städtischen Branddirektors in Mannheim
wird ab 1 . März d . I . neu besetzt , und zwar durch den bishe¬
rigen zweiten Leiter der Mannheimer Berufsfeuerwehr ,
Brandoberingenieur Mikns .

or
* t f***,aW ftlr den Heidelberger Stadtverordnetenoorstand .Au» Montag fand die Ersatzwahl für einige aus dein Stadt -

verordnetenvorftand ausgeschiedene Mitglieder statt. Ge¬
wählt wurden die Stadtverordneten Prof . Schneck von den
Sozialdemokraten mit 38 Stimmen , nnd kaufm. Angestellter

*1 , bon &*n Nationalsozialisten , mit 36 Stimmen . Die
»»<11)1 des Stadtverordnetenobmanns verlief ergebnislos , da
der von den Natjpnalsozialisten aufgestellte Prokurist PaulKorner nur 42 Stimmen erhielt, so daß ihm bei 84 Bürger¬
ausschußmitgliedern eine Stimm « zur Mehrheit fehlte . Für

j ?lSJnJ*en au Ber den Nationalsozialisten Mitglieder des
Ev . Volksdienstes , des Bürgerbundes und der Deutschen Volks¬
partei . Es muß also ein zweiter Wahlgang stattfinden .

Bürgermeister Dr. Frank in Eberbach wird sein neues Amtals Oberbürgermeister der Stadt Lndwigsbnrg in Württem¬
berg , etwa nach Ostern antreten . Bis dahin wird Stadtpfle -
ger a . D . Wender die Geschicke der Stadt leiten . Der Weg -
gang Or. Franks , der sich durch sein tatkräftiges Wirken und
unpartensche Handlungsweise viele Freunde und Bewunderer
geschaffen hat. wird in Eberbach sehr bedauert .
, Die großen Arbeitslosenzahlen im Bezirk Wirsloch. Durch°°n Stillstand des größten Teil der Zigarrenindustrie ist im
•®e8*** ^ 'ksloch immer noch jeder fünfte Einwohner des

Einwohner zählenden Amtsbezirks Wiesloch ohne Be¬
schäftigung. In einzelnen Tabakarbeitergemeinden muß fastdie ganze Einwohnerschaft von der Erwerbslosenunterstützungleben , wenn man die Zahl der nichtunterstützten Familien¬
angehörigen mitberücksichtigt . Die einzige Gemeinde , die keine
Erwerbslosen aufweist , ist die rein landwirtschafttreibende Ge¬
meinde Unterhof . Insgesamt sind es 5402 Arbeitslosenunter¬
stützungsempfänger und 635 Krisenfürsorgeempfänger . Die
letzige Statistik zeigt die größten Arbeitslosenzahlen im Bezirk
Wiesloch seit dem Kriege auf .

148 000 ^ rückständige Mieten für städtische Wohnungen. Der
Stadtrat Rastatt hat beschlossen, gegen vier Mieter städtischer Woh¬
nungen , welche mit Zahlung ihrer Miete seit längerer Zeit tat
Rückstände sind, obwohl sie ununterbrochen in Arbeit gestanden
haben, Räumungsklage zu erheben und das zu erwartende Räu¬
mungsurteil unnachsichtlich zum Vollzug zu bringen. Von der
Stadtkasse wurde eine Übersicht vorgelegt, wonach die rückständigenMieten für städtische Wohnungen auf 1 . Dezember v. Js . den
Betrag von 148 162 ^ ausgemacht haben, welcher sich auf 412
Mieter verteilt. Davon entfallen auf die Zeit vom 1 . April bis
1 . Dezember 1930 rund 60 000 M . — Den Wohlfahrtserwerbs -
I#ffn, deren Zahl zur Zeit 150 beträgt, will man durch Straßen¬
bau teilweise Beschäftigung geben. Es sollen 50 Wohlfahrts -
erwerbslose etwa ein halbes Jahr gegen die Lohnsätze der Not¬
standsarbeiter verwendet werden, wodurch an Löhnen die Summe
von 49 000 3M erforderlich wird. Dem Bürgerausschuß geht eine
entsprechende Vorlage zu .

Der Freiburger Stadtrat fördert den Roggenmehlverbrauch .
Anläßlich der Neuregelung der Brotlieferung für die Schüler¬
speisung im kommenden Wirtschaftsjahr soll nach einem Be -
schluß des Stadtrats Freiburg die Belieferung der Schulen
abwechselnd mit Brötchen aus Weizenmehl und aus Misch¬
mehl vorgesehen werden . In den städtischen Heimen — Kin¬
derheim und Friedrichshof — wird seit längerer Zeit in der
Regel morgens an Stelle des Weißbrots Mischbrot oder Rog¬
genbrot verabfolgt .

Der Bürgerausschuß Billingen hat beschlossen , den Flugbe¬
trieb auf dem dortigen Flugplatz rinzustellen , da in der heu¬
tigen Notzeit die Subventionen für den Flugbetrieb zu hoch
seien . Der Beschluß trifft sowohl die Schwarzwaldfluglinie
wie die Kurzlinie Konstanz—Billingen —Freiburg . Die Mei¬
nungen waren fast in allen Fraktionen geteilt , da nicht ver¬
kannt werden konnte, daß die Ausschaltung Villingens aus
dem Weltflugnetz für die Zukunft auch große Nachteile brin¬
gen könne und man nicht weiß , ob Villingen später wieder
eingeschaltet werden kann.

sowohl ihn wie die beiden Schwestern vollkommen beruhigt.
Um so überraschter waren diese, als die Bürkle-Bank den
Konkurs anmelden mutzte. Als die Mutter von St . Trud¬
pert auf der Rückkehr von einer Amerikareise von den Wech¬
seln hörte, sei sie nicht gerade sehr erfreut gewesen , aber Her-
ling verstand es , sie zu beschwichtigen.

Weitere Zeugen , die Forderungen an das Kloster hatten,
wurden ebenfalls von der Bank mit Wechseln abgespeist und
zwar stets auf Anregung von Herling .

*
DZ . Freiburg » 4 . März . (Tel .) Im Mittelpunkt der heutigen

Verhandlungen standen die Beziehungen der Bürkle- Bank zum
Caritasverband , und die betrügerische Ausnützung von seiten
der beiden Bankiers . Sowohl Herling wie Bürkle bestreiten
zwar , sich strafbar gemacht zu haben, jedoch war ohne Wißen
Bürkles dem Caritasverband die für . die Reichsbank frisierte
Bilanz vorgelegt worden . Diese Beruhigungspille ' genügte
aber dem Caritasverband nicht . Er verlangte Erhöhung der
Sicherheiten . Außer den dann gegebenen Grundschuldbriefen
wurden für einen neuen Betrag von 45 000 Mp der auf
Grund der gefälschten Reichsbankbilanz der Bürkle-Bank ge¬
geben wurde , Dollarschecks von je 26 000 Dollar von Herling
freizügig als Sicherheit benutzt. Interessant war im Ver¬
lause der Aussagen Herlings , daß 1924 mit dem Caritasver¬
band sogenannte Metagrschäfte getätigt worden seien, bei
denen die Gewinn « verteilt wurden . Die Zinsen hätten da¬
mals 30 bis 51 Proz . betragen . Der Gesamtschaden des Cari¬
tasverbandes beläuft sich nach Abzug der Konkursnuote auf
K Million Reichsmark.

bld. Mannheim , 4. März . An den Folgen eines Gchirn -
schlags verstarb hier im Alter von 56 Jahren Bankdirektora . D .
Willy Rocby . Der Verstorbene war lange Jahre hindurch Vor¬
standsmitglied der Mannheimer Bank. — In Baden -Baden
verschied nach längerer Krankheit der frühere Inhaber und
Geschäftsführer der Mannheimer Kohlenfirma F . Grohe
G .m.b.H., Grohe , der im 55. Lebensjahr stand . Wegen Kränk¬
lichkeit mußte er sich jedoch schon vor zwei Jahren aus dem
Geschäft zurückziehen und siedelte nach Baden -Baden über.

DZ . Mannheim , 4 . März . Die Straßensammlung der hie¬
sigen Ortsgruppe des Volksbundes Deutscher Kriegergräberfür¬
sorge erbrachte hier die Summe von über 4300 Reichsmark. ES
wurden über 26 000 Papierastern und mehrere hundert Post¬
karten verkauft .

DZ . Heidelberg , 3. März . Heute nacht ist hier eine in der
ganzen Pfalz bekannte und außerordentlich geachtete Persön¬
lichkeit gestorben , der seit 12 Jahren in Heidelberg wohnende
Konsistorialrat a . D . Geheimrat von Wagner . Geheimrat Lud¬
wig von Wagner ist 82 Jahre alt geworden. Er war bis 1919
Präsident der pfälzischen ev. Landeskirche, stammte aus dem
rechtsrheinischen Bayern und war aus der Juristenlaufbahn
gekommen.

bld. Gengenbach , 3. März . Zu dem schweren Berbrrche»
in dem Örtchen Einach , dem die 75- (nicht 70-) jährige Fran¬
ziska Schilli zum Opfer fiel , wird noch berichtet, daß die Er¬
mordete immer zurückgezogen gelebt hat und selten jemand
ins Haus gelaffen hat . Bereits vor zwei Jahren soll Fran -
ziska Schilli Drohbriefe erhalten haben. Festgestellt wurde,
daß der Täter mit der Einrichtung im Hause wohlbekannt war.

bld. Freibnrg i . Br ., 3. März . Dem nationalsozialistischen
Stadtrat und Kolonialwarenhändler Rudel wurden in der
vergangenen Nacht die Fensterscheiben eingeworfen . Auch er¬
hielt er Briefe , in denen ihm angedroht wird, daß man dem¬
nächst mit ihm abrechnen werde.

DZ . Donaneschingen , 3. März . Die 15. (Donaueschinger)
und 16. (Villinger ) Kompagnie des Donaueschinger Ausbil -
dnngsbataillons sind gestern zu einer 14tägigen Übung auf
den Henberg gefahren .

DZ . Haltingen , 4 . März . Nach längerer Krankheit ist im
Alter von 100 Jahren »nd 6 Monaten die älteste Frau de»
Markgräfler Landes , Frau Dürrmeier , gestorben.

Führerknrse für die Freiwilligen Feuerwehren Badens . In
der Karlsruher Feuerwache werden auch in diesem Jahre
Kurse zur Ausbildung von Führern der Freiwilligen Feuer¬
wehren unter Leitung des Branddirektors Wilcke abgehalten .

Waagen allerArt
- ■■■■ . Q liefert :

FRIEDRICH LANG, Waagenfabrik
Stuttgart - Cannstatt 3 884

um Karhvtthten aus Baden
Temperaturanstieg im Schwarzwald

DZ . Freiburg » 4 . März . (Tel . ) Während gestern auf den
Höhen des Schwarzwaldes infolge starker .Strahlungsfröste
noch bis zu 20 Grad unter Null gemessen wurde , ist im Laufe
der Nacht zum Mittwoch bei starker Bewölkungszunahme ein
überaus anormaler Temperaturanstieg erfolgt , so daß die
Temperaturen heute' Morgen überall über dem Gefrierpunkt
liegen . In allen Teilen des südlichen Schwarzwaldes haben
die starken Regenfälle wieder eingesetzt, so daß neuerlich mit
einem starken Anschwellen des Oberrheins für morgen zu
rechnen ist . Die für einige Tage unterbrochene Schneeschmelze
hat wieder in vollem Umfang eingesetzt und in mittleren La-
g
'en zu einem Absinken der Schneedecke um 20 bis 30 Zenti¬

meter innerhalb zwölf Stunden geführt .

Der Bürkle-Prozeß in Freibnrg
Im Verlauf des siebten Verhandlungstages , des . Dienstags ,

sagte bei der Verhandlung der Wechselschiebungen Herlings
zuungunsten des Klosters St . Trudpert im Münstertal der
Zeuge Bihlmann aus Staufen aus , daß . er anstatt Barzah -
lung für Lieferungen an das Kloster einen Wechsel bekam.
Auch dem Zeugen Seis (Freiburg ) war für Bauten am Kloster
Barzahlung versprochen worden, aber auch er erhielt einen
Wechsel des Klosters auf die Bürkle -Bank . Herling erklärt«
dem Zeugen , das Kloster befände sich augenblicklich in Zah¬
lungsschwierigkeiten , darum habe es Wechsel ausgegeben . Der
Zeuge mußte schließlich feststellen, daß Wechsel in Höhen aus¬
gestellt waren , die weit über seine wirklichen Forderungen
hinausgingen . Dem Superior des Klosters St . Trudpert .
Strohmeyer , hat Herling gesagt, die Bürkle -Bank stehe vor¬
züglich, da sie sich ja unter Staatsaufsicht befände . Herling
bestreitet , dies gesagt zu haben. Der Zeuge bebaut aber
energisch auf seiner Aussage . Diese Erklärung Herlings habe

Handel und
Berliner Devisennotierungen

4 . März 3. Stär,
Geld «rw G«ld Br>«!

Amsterdam 100 G. 168 .48 168.82 168.61 168.96
Kopenhagen 100 Kr. 112.42 112.64 112.43 112.63
Italien . 100 L. 22 .02 22 .06 22 .005 22.045
London . 1 Pfd . 20 .417 20 .457 20.416 20.456
New Dort 1 D . 4 .2035 4 .2115 4.2025 4 .2105
Paris . . 100 Fr . 16.441 16.501 16.469 16.509
Schweiz . . 100 Fr . 80 .91 81 .07 80 .91 81 .07
Wien 100 Schilli,ig 59.075 59.195 '

69.076 59.195
Prag . . . . 100 Kr- 12.451 12.471 12 .45 12.47

Der Aktieninder . Der vom Statistischen Reichsamt errech-
nete Aktienindex ( 1924/26 gleich 100) stellte sich für die Woche
vom 23 . bis 28. Februar 1931 auf 86,5 gegenüber 86,0 in der
Vorwoche , und zwar in der Gruppe Bergbau und Schwer¬
industrie auf 79,6 (79,0 ) , Gruppe verarbeitende Industrie auf
76,8 (76,2 ) und Gruppe Handel und Verkehr auf 109,4 (109,1).
Für den Durchschnitt des Monats Februar 1931 ist der Index
mit 85,6 gegenüber 81,8 im Durchschnitt Januar 1931 ermit-
telt , und zwar in der Gruppe Bergbau und Schwerindustrie
79,0 (74,8 ) , Gruppe verarbeitende Industrie 75,6 (71,3) und
Gruppe Handel und Verkehr 108,7 (106,1) .

Eisenwerk Gaggrnau « G„ Ga,gen ««. Die Generalversamm¬
lung am 28. Februar genehmigte einstimmig sämtliche Punkte
der Tagesordnung und faßte damit die zur ErftUlung des An¬
fang 1930 mit den Gläubigern abgefchloffenen Vergleichs not¬
wendigen Beschlüsse.

Di » Handrlskammerumlage für den Kreis Offenbar ». Di «
Handelskammer für den Kreis Offenburg in Lahr hat die
Handelskammerumlage für 1931 auf 4 Jtpf für 100 M Han-
dekskammersteuerkapital festgesetzt . Im Vorjahr betrug der
Umlagefuß 4,5 Jlpf , was einer Senkung von 11 Proz . für da »
laufende Jahr entspricht.

- Erhöhung der schweizerischen Baumwollgewebezölle . Der
schweizerische Bundesrat hat mit Wirkung vom 10. März an
die schweizerischen Baumwollgewebezölle in einer Reihe von
Positionen um 25 bis 83 Proz . erhöht . Dabei find die be¬
stehenden handelsvertraglichen Bindungen jedoch gewahrt wor¬
den. Ferner bleibt die der Stickereiindustrie eingeräumte
Vorzugsbehandlung für Einfuhr der Gewebe zu Stickböden
zu den reduzierten Ansätzen von 10 Franken bzw. 50 Franken
je Zentner weiter in Kraft .

Rheinische Kohlen - und Brikett - Gesellschaft MDLBERGER M . B . H .
■ i ■* _ _ Kontor » Amalienstr . 25 , Ecke WaldstraBe » Telefon 244 , 245 , 1572
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SkrM d« Landesh auptstadt
Et« Beschluß des Karlsruher Stadtrats zum Berdingnngs -

» ese» . Auf Antrag der Fraktion der Nationalsozialistischen
Deutschen Arbeiterpartei hat der Stadrrat beschlossen, dah
„gemeindliche Arbeite» und Lieferungen an Beamte, Ange¬
stellte oder sonst in einem Abhängigkeitsverhältnis zur Stabt .
Verwaltung stehende Personen , an Stadtverardnete , -Stadträte
und Mitglieder städtischer Ausschüsse , in deren Geschäftsbe¬
reich die Arbeit ober Lieferung fällt , sowie an Ehegatten sämt¬
licher Borbezeichneter nicht übertragen werden dürfen ". Die.
sei Beschlutz wird der Zustimmung des Bürgerausschuffes un¬
terstellt.

Was mau niqt tun dars. Im Februar gelangten 82 Ge¬
werbetreibende wegen aller möglichen Verstöße gegen die wirt¬
schaftlichen und gewerblichen Gesetze und Beiordnungen zur
Anzeige . Darunter befindet sich eine Metzgersehefrau, die Kuh¬
fleisch als Ochsenfleisch ausgezeichnet und verkauft hat, fernereia Filialleiter , der mit Hilfe von unter dem Teller der Waage
geschobenen Papierblättchen die Käufer betrog, ü. ein Friseur¬
meister, der in seinem Friseurgeschäft beim Haarschneiden dem
Kunden die vorgeschriebene Einlage zwischen Hals u. Friseur¬mantel vorenthielt. Sine Ladeninhaberin machte sich dadurcheine» Vergehens gegen das Kinderschutzgesetz schuldig, dah sieim Schaufenster ihre» Geschäft » ein drei Jahre altes Kind zu
Reklamezwecken ausstellte.

Milchfälschungen . Ein Moltereibesitzer gelangte zur Anzeige,weil er verschiedentlich seine Kunden mit gewässerter Milch be¬
liefert hat . Man stellte Wässerungen von 6—10 Proz . fest. ImMonat Februar mutzten bei der Milchkontrolle 20 Proben als
gewässert beanstandet werden. Es kommen grötztenteils aus¬
wärtige Milchsammler und Milchproduzenten in Frage . Nach
dem Bericht der Berwaltungspolizei wurde von der Gemeinde
Derdingeu im Oberamt Maulbronn öfters erheblich gewässerte
Milch an die Milchzentrale Durlach geliefert. Es wurden nun
zwei Milchsammler und eine Lanüwirtsfrau zur Anzeige ge¬
bracht , weil sie der Milch bis zu 20 Proz . Wasser zusetzten . Me
Milchzentrale Durlach hat letzt den Bezug der Milch von Der-
dingen eingestellt. Ein Milchsammler der Gemeinde Rinklinze»
lieferte an die Milchzentrale Durlach zu 35 Proz . und ein zwei-ter Milchsammler dieser Gemeinde zu 10 Proz . gewässerte
Milch ab.

Coloffeumtheater — Verfolgte Unschuld . Das überaus hei¬tere Werk von Gustav Bertram hat bei der Erstaufführungam Sonntag eine sehr beifällige Aufnahme gefunden. Wer
emmal recht von Herzen lachen will, der versäume nicht, einender folgenden Abende im Colosseum zu verbringen . Man
mutz Marga Peter gesehen haben, die es versteht , ihre Chan¬sons mit Temperament zu bringen. Auch Otfried Breiholz,der den Kassier Bussel gibt, hat eine unvergleichliche Komik.
Sehr gut hat sich auch Friedel Grosse eingeführt , die in ihrer
„Kunigunde" eine derbkomische Figur schuf. Kartenvorverkaufden ganzen Tag über im Zigarrenhaus Mehle, Ecke Wald-
stratze und Passage.

Fred Marion hat sich nach seinen beiden ersten KarlsruherAbenden, die ihm immer wieder neue Anhänger zuführten ,
nicht nur in seinen Experimentalvorträgen , sondern auch ln
seinen Konsultationen, dazu entschlossen, noch einen dritten
und letzten Abend in dieser Saison abzuhalten , der am kom¬
menden Freitag , den 6. März , abends 8 Uhr, stattfinden wird.Da diesmal sicherlich mit Massenbesuch gerechnet werden mutz,wurde der Eintrachtsaal genommen. Jeder Marion -Abend
bringt neue, unerwartete Momente und Überraschungen, es

ist daher begreiflich , datz sich eine grosse und treue Gemeindeum diesen Hellsehet gebildet hat. Die Kartenausgabe für
Freitag ist in vollem Gange : linke Saalhälfte in der Musi¬
kalienhandlung Kurt Renfeldt, Waldftr. 81. rechte Saakhälftein der Buchhandlung Bielefeld am Marktplatz.

Witternnzsbericht der Bad. Laudrswetterwarte , Karlsruhe ,von heute morgen: Von Südwesten ist jetzt maritime Warm¬
luft auch in unser Gebiet eingedrungen und hat heute nachtin tiefen Lagen verbreitete Schneefälle, in- höheren infolge des
starken Temperaturanstieges stellenweise Regen gebracht. Wirwerden bis auf weiteres im Bereiche der milden ozeanischenLust blechen , so datz zunächst noch Bewölkung bevorsteht . Bor-a«sfage : Auffrischende Südwestwinde, milde, wolkig und zeit¬weise Niederschläge , meist als Regen.

Wafferstäude: Waldshut 271 minus 15, Basel 04 minus 16,Schusterinsel 160 minus 15, Kehl 3W minus 14, Maxau 541minus 54, Mannheim 537 minus 23, Caub über 200.

Der Bürgerausschaß Bruchsal genehmigte einmütig einenweiteren Kredit von 300 000 JM zur Beschäftigung von 250
Wohlfahrtserwerbslosen, wodurch 39 000 Tagwerke geschaffenwerden.

Staatsanzeigev
Bekanntmachung.

Unter Bezugnahme auf die Bestimmung in § 20 Abs. 1
Satz 2 der badischen Verfassung vom 21 . März 1919 wird
nachstehend der vom Gesamtministerium angenommene Ent¬wurf eines Gesetzes über die Gru iderwerbstcuer und Zu¬wachssteuer bekanntgegeben.

Karlsruhe , den 2. März 1931.
Staatsministerium .

Wittemann .
Entwurf

eines Gesetzes über die Grunderwerbstener und Zu¬
wachssteuer .

Das badische Volk hat durch den Landtag am . .folgendes Gesetz beschlossen:
Artikel I .

In das Gesetz über die Grunderwerbsteuer vom 22. Juli1920 (Gesetz- und Verordnungsblatt S . 427 ) in der Fassungdes Art. l der Gesetze vom 19. Juli 1923 und 1 . April 1925über die Grunderwerbsteuer und die Zuwachssteuer (Gesetz-und Verordnungsblatt 1923 S . 129, 1925 S . 65 ) wird als § 4
eingeschaltet :

„Die Bestimmung in 8 11 Absatz 2 erster Halbsatz des
Steuerverteilungsgesetzes findet auf den Gemeindezuschlagkeine Anwendung.

"
Der bisherige 8 4 wird 8 6.

Artikel II .
Der Artikel II des Gesetzes über die Grunderwerbfteuerund die Zuwachssteuer vom 19. Juli 1923 (Gesetz- und Ver¬

ordnungsblatt S 229) in der Fassung des Artikel» II de» Ge¬
setzes vom 1 . April 1925 (Gesetz- und VerordnungSlatt S . 65)und des Artikels I des Gesetzes vom 19. Juli 1926 (Gesetz- und
Berordnungslatt S . 153) wird wie folgt geändert :

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung:
„Die Gemeinden erhebe » eine Steuer vom Wertzuwachs beider Beräutzerung von Grundstücken innerhalb der Gemarkung,wenn der Beräutzerer das Eigentum an den Grundstücken inder Zeit vom 1 . Januar 1919 bis 31 . Dezember 1924 erwor¬ben hat (Jnflationszuwachssteuer ) . Sie sind berechtigt , im

Weg der Gemeindesatzung eine allgemeine Wertzuwachssteuer
von Grundstücken einzuführen . Als örtliche Steuerordnunggilt eine mit Ermächtigung des Staatsministeriums von den
Ministerien des Innern und der Finanzen zu erlassende
Mustersteuerordnung. Die Mustersteuerordnung ist dem Land¬
tag zur Kenntnis vorzulegen. Sie hat Bestimmungen über
beide Arten der Zuwachssteuer zu treffen . Will eine örtliche
Steuerordnung von der Mustersteuerordnung abweichen , sobedarf es einer Gemeindesatzung und der Genehmigung der
Ministerien des Innern und der Finanzen . "

2. Als Absatz 4 wird zugefügt:
„Die Bestimmung in 8 11 Absatz 2 erster Halbsatz des

Steuerverteilungsgesetzes findet auf die Zuwachssteper keine
Anwendung.

"

Artikel III .
Die Artikel 1 uno II Ziffer 2 de» Gesetzes treten am Tage

nach der Verkündung in Kraft . Im übrigen wird die Bestim¬
mung des Zeitpunkts des Inkrafttretens des Gesetzes den
Ministerien des Innern und der Finanzen übertragen .

In Gemeinden, die bisher bereits eine allgemeine Wert¬
zuwachssteuererheben, gelten vom Inkrafttreten des Artikels II
Ziffer 1 des Gesetzes an die entsprechenden Bestimmungen
der Mustersteuerordnung, ohne datz es einer abermaligen Be¬
schlußfassung bedarf. Die Befugnis , sich wiederum auf die
Jnflationswertzuwachssteuer zu beschränken , bleibt unberührt .
In den Städten mit eigenem Grundbuchamt bleibt die geltende
Steuerordnung bis auf weiteres in Kraft . Die Ministeriendes Innern und der Finanzen können ihre Anpassung an die
Mustersteuerordnung jederzeit verlangen.

An Stelle vor dem badischen Verwaltungsgerichtshof an¬
hängiger Klagen gegen Entscheidungender Finanzgerichte tritt
das Rechtsbeschwerdeverfahren . In diesen Fällen findet 8 267
der Reichsabgabenordnung keine Anwendung.

Die Ministerien des Innern und der Finanzen werden er¬
mächtigt , den Wortlaut der gesetzlichen Bestimmungen über die
Grunderwerbsteuer und die Zuwachssteuer in der vom Inkraft¬treten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und
Verordnungsblatt bekanntzumachen, Bestimmungen, die durch
die Änderung der Reichs - und Landesgesetzgebung betroffenworden sind , zu streichen oder zu berichtigen und Verweisungen
richtig zu stellen .

Dieses Gesetz wird hiermit im Namen des badischen Volkes
verkündet.

Karlsruhe , den . 1931 .
Das Staatsministerium .

personeller Teil
Ernennungen, Versetzungen, Zurruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamten
Au» dem Bereich de« Ministeriums des Innern

Ernannt :
Landrat Wilhelm Engler in Offenburg zum Oberregierungs¬rat und Mitglied des Berwaltungsrats der Gebäudeversiche¬

rungsanstalt in Karlsruhe .

llsukehv Beamte« - Krankenversicherung, V. a. 6.
Koblenz-Rhein

Familienkrankenkasse mit zur Zeit rund 300000 Versicherten

Freie Arztwahl / Behandlung als Privatpatient , also kein Kran¬
kenschein / Keine NachschuBpfiicht / Beitragsrückgewähr
Keine jährliche Höchstgrenze und keine zeitliche Beschränkung für
Krankenhilfe, Krankenhausbehandlung und Arzneimittel

Drucksachen und Auskunft
kostenlos von der

Aufnahme mit Sterbegeld bis zum 60 . Jahre , ohne Sterbegeld bis z . 70 . Jahre

L . 11

BezirksverwaHung für Baden in Mannheim , Rathaus

BlldWes LandesthM«
Donnerstag , 5. März 1931
Sondermiete . Zeittheater"
<4. Vorstellung der Abtei¬

lung II , rote Karten)

Schauspiel von Wellenkamp
Regie : Baumbach

Mitwirkende:
Bertram , Frauendorfer ,Genter .Rhhoff,Rademacher,
Schreiner, Hebeisen , Brand ,
Dahlen , Graf , Herz,

Kloeble . O . Kienscherf ,
Mehner, Müller, Prüter ,

Schulze, v. d . Trenk
Anfang 20 Ende 22 1/l

8r. 6. 3 . Die Zauberflöte.
a.7.3. Sturm im Wasser¬

glas . So - 8 . 3 . Der Rosen -
kavalier . Im Konzerthaus :

Das Konto X.
A . 489 . Karlsruhe . Durch

Ausschlutzurteil des Amts¬
gerichts Karlsruhe vom
24. Februar 1931 wurde für
kraftlos erklärt der Brief
über die im Grundbuch zu
Blankenloch Band 21 Heft
9 Abt . III Rr - 4 und 5 auf
Lgb . Nr. 1719, 1720, 4407,
4699,4700,3792,3793,2157,
721, 3794 , 5904 und 135
zugunsten der Rheinischen
Hypothekenbank in Mann¬

heim und zu Lasten de»
Landwirts Johann Adam
Pfattheicher in Blankenloch
am 3 . Juni 1924 eingetra.
gene Hypothek im Betrags
von 180 Gramm Feingold.
Karlsruhe , 84. Febr . 1931.

Bad . Amtsgericht B 1.
Karlsruhe. A.487
Güterrechtsregistereinträge.

1 . Zu Band II Seite 55 :
Schmidt Eugen, Kaufmann ,
Karlsruhe und Elisabeth
geb- Buscher . Vertrag vom
12. Februar 1931 . Güter¬
trennung . 23 . II . 31.

2 . Seite 56 : Nokd Adolf,
Kraftwagenführer , Karls¬
ruhe-Beiertheim und Pau -
lina Emilie geb . Rastätter -
Vertrag vom 12. Dez. 1930.
Gütertrennung . 27. 11. 31 .

Amtsgericht Karlsruhe.

vessMW MinilchallO Madj
Bilanz auf 31. Dezember 1980

EINTRACHT
frsHs » j 6. | März, 20 Uhr

exper . groSer Erfolge wegen
Zum letzten Male

Fred Marion
fl Der Hellseher

Karten zu 2,80, 2,— und 1,80 (Saal nunt.) »nd 1,— I
(Galerie nicht nuaO in der Buchhandhing Bielefeldam Marktplatz und bei

Kort Neufeldt
Waldstraße 81

WiW DpUpfeitM , MoWim
Unsere am 1 . April 1931 fällig werdenden Zinsscheilosen wir wie folgt ein : L.auS unseren 5 */„igen Goldpfandbriefen der Reih«Buchstabe A (0,125 g Gold-Zins mit 0,35 XX ■

• » - - - 0,70 .
- g llA ., „ . 3.50 .„ E (2,n0 „ „ „ 7,— „Dte Zinsscheine auS unseren 7 °/. igen und 8 ' /. igGoldpfandbrtefen und 8 °/,igen Goldschuldverschrbungen werden mit den aufgedrucktenGoldmarkbeträgin Reichsmark : Goldmark = 1 Reichsmark) ringele

Mannheim , den 1 . März 1931.

Lieferung und Aufstel¬
lung der drei Überbauten
der neuen zweigleisigen
Eisenbahnbrücken über die
verlegte Kinzig bei Kehl,km 12,174 der Strecke
Appen weier -Kehl wird ver-
geben . Stützweiteje46,40m;1035 t St . 37 . Besichtigung
der Brückenstelle unter
Führung am 10. und 12.
März , Morgens 11 Uhr .
Treffpunkt Bahnmeisterei
Kehl . Verdingungsunter¬
lagen und Zeichnungen
können, soweit der Vorrat
reicht, gegen postfreie Ein-
sendung von 25 XX von
der Kanzlei des Brücken¬
büros der Reichsbahndirek -
tiou Karlsruhe , Lamm»
stratze 19, Zimmer 29 be-
zogen oder dort eingesehen
werden. Die Angebote
müssen verschlossen und
mit der Aufschrift „An-
gebot auf dte zweigleisige
Eisenbahnbrücke über die
Kinzig bei Kehl " bis zum
Dsnnerstag, 19. März 1931,
nachmittags 17 Uhr beim
Brückenbüro der Reichs-
bahndirektion Karlsruhe

eingereicht sein und werden
zu diesem Zeitpunkt ge¬
öffnet. Zuschlagsfristläuft
am Donnerstag , den 1v.
April 1931 ab . R .318
Reichsbahndirektie» Karlsruhe

Wir werben
für Sie !

tMlllllflNimilMItHIIHIMItimiMIHMMIItitlHIlHllilS

PORPHYRWERK
DOSSENHEIM

HANS VATTER
DOSSENHEIMA.OIERGSTD

LIEFESTAUS SCHLOSS' !!.
HECKENMARKBRUCH
ERSTKLASSIGES

STRflSSENBRU *
MATERIAL

Vermöge« xx
Kaffenbestand . 7 419,94
Kommunale Landesbanken 21567,37
Reichsbank und Postscheck¬

amt . 4968,53
Privatbanken . 3 858,86
Wechsel . 3 668,45
Hypothekendarlehen:

a) Eigene . 183116,11
b) Sonderkreditmittel . . 262 447,40

Gemeindedarlehen . . . 27 920,*—
Einlage beim Spargiroverb 10100,—
Schuldscheindarlehen . . 171008,50
Einnahmerückstände . . . 27 809,40
Inventar . 1,—
Aufwertungsforderungen . 30 376,—
Aufwertungsabrechnungs¬

konto . 125 502,19
(Forderg . a . d. Verb. Gem.)

879 863,75

Verbindlichkeiten XX,
• Spareinlagen . 412 782,47

Giroeinlagen . 17 253,10
Aufwertungsspareinlagen . 161816,85
Anlehenskapitalien:

a) Landw. Kredite . . . 262 447,40
b) Überz . b. d Girozentr . 5 508,20

Rücklagen von früheren
Jahren . 14 607,69

Geschäftsgewinn 1930 . . 5 448,04

879 763,76

Berechnung der Rücklagen :
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

8»,. aus 430035,57 XX Einlagen . . i . . 34402,90 XX
Sie beträgt auf Jahresschluss 1930 . . . . 19955,73 XX
somit zu wenig . . ; . . 14 447,17 XX

Durbach , den 20. Februar 1931 . R .322
H>tt Vorsitzende de» Verwaltung »«»!- , Der Geschäft - leiter «

Wörner , Bürgermeister. Lang .
Druck G . Braun . Karlsruhe .
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